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Das Heimrecht der österreichischen Bundesländer

von Michael Ganner*
V-Ass. am Institut für Zivilrecht der Universität Innsbruck

Forderung im Jahr 2006:

1) Stop all advertising of soft-termination facilities.

2) Close down all old People‘s homes. 

3) Eliminate the word geriatric and its cognates from official use. 

4) Old people are to be known in future as old people. 

5) Old people are to be loved more. 

6) There shall be a special series of awards to recognize wisdom, and the achievements of old people. 

7) Creation of an Old People‘s Day, to be celebrated once a year. 

8) Positive discrimination in jobs and housing in favour of old people. 

9) Free fundrugs for the over-eighties.
Julian Barnes

Staring at the Sun 143 (1986)
Was ist unter „Heimrecht“ zu verstehen? Gemeint sind damit im wesentlichen Regelungen für die Errichtung und den Betrieb von Altenwohn- und Pflegeheimen, wobei nur Bestimmungen berücksichtigt werden, die ausschließlich für stationäre Einrichtungen für alte, pflegebedürftige und behinderte Menschen gelten. Keine Berücksichtigung finden demnach hier beispielsweise die für Heime auch geltenden Bauordnungen oder lebensmittelpolizeilichen Vorschriften. Den Kern bilden die sogenannten Heimgesetze und Heimverordnungen der Länder. Angeführt werden auch die im Rahmen dieser Entwicklung erlassenen Landes-Ausbildungsgesetze, ohne aber näher darauf einzugehen.

Anfangs wird die chronologische Entwicklung des österreichischen Heimrechts, die sich im wesentlichen auf die letzten 10 Jahre beschränkt, dargestellt, worauf das Heimrecht der einzelnen Bundesländer kurz erörtert wird. In weiteren Kapiteln erfolgt eine etwas genauere Auseinandersetzung mit Bewohnerrechten und Bewohnervertretungen.

1. Ein chronologischer Überblick

Einige Bundesländer, wie Niederösterreich, Wien oder Salzburg, hatten früher und haben zum Teil jetzt noch einzelne Angelegenheiten von Altenwohn- und Pflegeheimen in ihren Sozialhilfegesetzen geregelt. Von einer umfassenden Regelung dieses Rechtsbereichs kann dabei aber nicht gesprochen werden. In anderen Bundesländern wurden in den letzten Jahren eigene Heimgesetze und –verordnungen geschaffen. In Tirol und Vorarlberg wiederum gibt es bis heute weder ein eigenes Heimgesetz noch diesbezügliche Regelungen im jeweiligen Sozialhilfegesetz.

Umfassende rechtliche Normierungen des Heimrechts gab es bis Anfang der 90er Jahre in Österreich überhaupt nicht. 

Erst im Anschluß an die tragischen Vorfälle in Lainz 1989, als eine größere Anzahl von pflegebedürftigen Personen in einem Pflegeheim von schlecht ausgebildeten und überforderten Pflegerinnen getötet wurde, hat man erkannt, dass das nahezu völlige Fehlen rechtlicher Grundlagen in diesem Bereich einen unhaltbaren Zustand darstellt.
 Um Ähnliches künftig zu verhindern, sollten einerseits die notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen und andererseits die entsprechenden faktischen Möglichkeiten geschaffen werden.

In Deutschland hatte man dieses Problem schon viel früher aufgegriffen und bereits 1974 ein bundesweites Heimgesetz geschaffen, das in der Zwischenzeit mehrmals novelliert wurde, sich aber grundsätzlich sehr bewährt hat.
 Einzelne Angelegenheiten wurden in eigenen Verordnungen zum Heimgesetz geregelt. Anzuführen sind dabei die Heimmitwirkungsverordnung, die Heimpersonalverordnung und die Heimmindestbauverordnung. In einer umfassenden Novelle des deutschen Heimgesetzes 1990 wurde der Heimvertrag geregelt, wobei aber keine abschließenden Regelungen getroffen wurden, sondern nur einzelne, sozialpolitisch dringend gebotene Schutzmaßnahmen in das Gesetz aufgenommen wurden.

In Salzburg wurden bereits 1978 in einer Verordnung zum Sozialhilfegesetz Richtlinien für die Errichtung und den Betrieb von Altenheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen festgelegt, die 1987 eine grundlegende Novellierung erfuhren.
 Seit 1. Mai 2000 gilt nunmehr in Salzburg das Pflegegesetz (LGBl 52/2000), das nicht nur den stationären, sondern auch den ambulanten und teilstationären Bereich abdeckt.

1990, nach den Geschehnissen von Lainz, wurde ein Entwurf zu einem Bundes-Pflegeheimgesetz ausgearbeitet, der dem VfGH zur Durchführung eines Kompetenzfeststellungsverfahrens vorgelegt wurde, weil die Bundesländer eine Einschränkung ihrer Kompetenzen befürchteten. 1992, noch vor der Entscheidung des OGH über die kompetenzrechtliche Zulässigkeit eines Bundes-Pflegeheimgesetzes, erließ das Land Oberösterreich ein Altenbetreuungs-Ausbildungsgesetz (LGBl 59/1992 idF 114/1995), das erstmalig in Österreich Berufsbild und Ausbildung jener in Pflege und Betreuung alter und behinderter Menschen eingesetzten Berufe regelte, die nicht als (reine) Gesundheitsberufe zu qualifizieren sind (AltenfachbetreuerIn, AltenhelferIn). Später wurden einzelne Bereiche in Verordnungen geregelt: Altenbetreuungs-Ausbildungsverordnung (LGBl 34/1993) und Altenbetreuungs-Anerkennungsverordnung (LGBl 24/1994 idF 93/1996).

Im Herbst 1992 kam mit dem VfGH-Erkenntnis das Aus für das Bundes-Pflegeheimgesetz. Der VfGH hatte entschieden, dass „die Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Betriebes von Heimen für Personen, die wohl ständiger Pflege, aber bloß fallweiser ärztlicher Betreuung bedürfen...“ in die Zuständigkeit der Länder fällt.

Daraufhin wurde 1993 zwischen Bund und Ländern eine Art 15a B-VG Vereinbarung (BGBl 866/1993) getroffen, mit der die künftige Vorgehensweise festgelegt werden sollte. Neben anderen, zum Teil sehr allgemein gehaltenen Bestimmungen, werden darin die Länder verpflichtet, „Regelungen für die Aufsicht von Alten- und Pflegeheimen“ zu erlassen, „die insbesondere auch den rechtlichen Schutz der Heimbewohner gewährleisten“ (Anlage A 2.2). Das ist mE ein klarer Auftrag zur Schaffung von Heimgesetzen, die auch die Beziehung zwischen Heimträger und Heimbewohner in dem Sinne zu regeln haben, dass den Heimbewohnern eine besonders geschützte Stellung eingeräumt wird, die beispielsweise der Stellung des Konsumenten nach dem KSchG entsprechen könnte.
 

Tirol und Vorarlberg haben zwar 1993 einen gemeinsamen Entwurf zu einem Heimgesetz ausgearbeitet, seither liegt dieser aber auf Eis. In Vorarlberg will man in nächster Zukunft einen neuerlichen Anlauf unternehmen, ein Heimgesetz zu erstellen, während in Tirol weiterhin  eine eher ablehnende Haltung eingenommen wird.
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Die Steiermark kam, zumindest im Bereich der rechtlichen Regelungen, am schnellsten und umfassendsten den Verpflichtungen aus der Pflegevereinbarung nach; übrigens das einzige Bundesland, das sich nicht gegen eine Regelung auf Bundesebene gestellt hatte. Die Steiermark erließ 1994 das Steiermärkische Pflegeheimgesetz (LGBl 108/1994) und 1995 dazu eine Personalschlüssel-Verordnung (LGBl 48/1995), mit der Mindestanforderungen, sowohl in Quantität als auch hinsichtlich der Ausbildung, an die Personalstruktur für Pflege und Betreuung festgelegt wurden. 1996 wurden in einem eigenen Gesetz die Berufsbilder und die Ausbildung von Alten-, Familien- und HeimhelferInnen geregelt (LGBl 6/1996).

Ebenfalls 1996 erließen Kärnten ein Heimgesetz (LGBl 7/1996), Oberösterreich eine Alten- und Pflegeheimverordnung (LGBl 29/1996 idF 123/1996) und das Burgenland ein Altenwohn- und Pflegeheimgesetz (LGBl 61/1996). 

Die Bundesländer Niederösterreich und Wien haben schon früher einzelne Angelegenheiten von Wohn- und Pflegeheimen im Sozialhilfegesetz geregelt, die zum Teil durch weitere Verordnungen genauer ausgeführt werden. Als Folge der Pflegevereinbarung von 1993 wurden aber nur in Niederösterreich das Alten-, Familien- und Heimhelfergesetz 1996 (LGBl 9230-0) und in Wien das Heimhilfegesetz 1997 (LGBl 23/1997) geschaffen.

2. Bestand des Heimrechts in den Bundesländern

Nun ein kurzer Überblick über den derzeitigen Stand des Heimrechts in den einzelnen Bundesländern: Verallgemeinernd können die österreichischen Bundesländer in fünf Blöcke eingeteilt werden: I) Tirol und Vorarlberg, die praktisch kein eigenes Heimrecht haben, II) Oberösterreich, das eine Verordnung zum Sozialhilfegesetz erlassen hat, III) Niederösterreich und Wien, die einzelne Regelungen im Sozialhilfegesetz treffen, IV) die drei südlichen Bundesländer Kärnten, die Steiermark und das Burgenland, die Heimgesetze geschaffen haben und V) Salzburg, das im Pflegegesetz erstmals den stationären und ambulanten Bereich gemeinsam regelt.

2.1. Vorarlberg und Tirol

In Vorarlberg und Tirol wurden weder eigene Landesregelungen getroffen – ein gemeinsamer Entwurf von 1993 wurde nie umgesetzt ‑, noch finden sich in den Sozialhilfegesetzen Bestimmungen, die den Betrieb von Altenwohn- und Pflegeheimen, mit ihren baulichen, personellen und insbesondere pflegerischen und betreuerischen Besonderheiten regeln. In Vorarlberg werden Pflegeheime und Pflegestationen zu einem großen Teil (aus Finanzierungsgründen) dem Landes-Spitalgesetz unterstellt und unterliegen soweit einer umfassenden rechtlichen Normierung. Unter der Bezeichnung „Chronischkrankenstationen“ wird in der Spitalbauverordnung
 für Pflegeabteilungen die Berücksichtigung der „Richtlinien für die Errichtung von pflegegerechten Alterswohnhäusern“ von Eiersebner/ Lettner (1989) vorgeschrieben. In Tirol gibt es faktisch überhaupt kein Heimrecht.

2.2. Salzburg

Mit dem Salzburger Pflegegesetz, das am 1. Mai 2000 in Kraft getreten ist, wird erstmals der gesamte Bereich der Pflege und Betreuung von Personen in einem Gesetz geregelt. Es werden sowohl Mindeststandards für den ambulanten wie auch den teilstationären und stationären Bereich festgelegt. Damit wurde die Grundlage für eine durchgehende Qualitätssicherung bei der Pflege und Betreuung geschaffen. In diesem Gesetz wird weitgehend der Rechtsstellung von pflegebedürftigen Menschen als Kunden (vgl 8 Abschnitt: Kundenschutz) Rechnung getragen. Dieser Kundenschutz umfasst neben der Anerkennung der Persönlichkeitsrechte, wie Würde und Individualität, die Verschwiegenheitspflicht und die Verpflichtung zur Führung einer Pflegedokumentation.
 Darüber hinaus bestehen ua vorvertragliche Informations- und Auskunftspflichten, die sich vornehmlich auf das Leistungsangebot der Trägereinrichtung beziehen. Der Anwendungsbereich des Pflegegesetzes erstreckt sich auf alle Einrichtungen der Hauskrankenpflege, der Haushaltshilfe, auf Tageszentren sowie Senioren- und Seniorenpflegeheime. In einem eigenen Abschnitt werden für jede dieser Einrichtungskategorien eigene Mindeststandards – insbesondere hinsichtlich der Leistungen sowie der Personalausstattung und Qualitätssicherung – festgeschrieben. Die Formulierungen sind zum Teil sehr allgemein gehalten, hinsichtlich der Qualifikation des Personals wird auf das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG) verwiesen. Wichtige Bereiche, insbesondere welche Anforderungen Senioren- und Seniorenpflegeheime zu erfüllen haben, sind noch durch Verordnungen zu konkretisieren (§ 22). Von diesen wird die (rechtliche) Qualität der Pflege und Betreuung in Salzburg ganz wesentlich abhängen. Das Pflegegesetz bildet eine gute Grundlage, auf der der Schutz betreuungs- und pflegebedürftiger Menschen durch Verordnungen, die Ansprüche und Verpflichtungen klar festschreiben, konkretisiert werden kann. Ob dem auch entsprochen wird, darf mit Spannung erwartet werden.

2.3. Oberösterreich

Die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung (zum SHG) erstreckt ihren Anwendungsbereich nur auf öffentliche Heime und gemeinnützige, die als „gleichartig“ anerkannt sind. Nicht als gleichartig anerkannt werden private gewinnorientierte Heime, weil private Heimträger grundsätzlich nicht erwünscht sind. Das hat zur Folge, dass private Heime (und deren Bewohner) von der Unterstützung durch die Sozialhilfe ausgeschlossen sind. Weil aber der überwiegende Teil der HeimbewohnerInnen zur Tragung der Kosten auf Sozialhilfe angewiesen ist, treten private Heimträger in Oberösterreich nur vereinzelt auf. Trotzdem wäre die Ausdehnung des Rechtsschutzes, den die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung bietet, auch auf Bewohner von privaten gewinnorientierten Heimen wünschenswert, denn auch für sie besteht als deutlich schwächere Vertragspartner die Gefahr der Übervorteilung. Dass sie als (wohlhabende) Selbstzahler ihre Interessen besser durchsetzen können als auf öffentliche Unterstützung angewiesene Sozialhilfeempfänger, mag zum Teil stimmen, ist aber mE kein ausreichender Grund, sie von den rechtlichen Schutzbestimmungen auszunehmen. 

Inhaltlich regelt die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung die Aufgaben der Heime (Betreuung, Pflege, Haushalt), begrenzt die Kurzzeitpflege mit höchstens 6 Wochen, trifft Vorgaben über Standort, bauliche Gestaltung und Einrichtung der Heime und stellt durchwegs konkrete Anforderungen an die personellen Strukturen. Das reicht vom Küchenpersonal bis zur Pflegedienstleitung. Neben dem Anspruch auf Weiterbildung und Supervision (§ 17) wird auch ein genauer Personalschlüssel festgelegt, der zwischen 24 Bewohnern, deren Pflegebedürftigkeit unterhalb der Pflegestufe 1 liegt, und 1,5 Bewohnern der Pflegestufe 7 pro Betreuungsperson variiert. 

Die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung (§ 21) sieht zwingend den schriftlichen Abschluß eines Heimvertrags zwischen Heimträger und Heimbewohner vor. Auf jeden Fall müssen im Heimvertrag die Bezeichnung der Vertragspartner sowie Beginn, Dauer und Beendigung des Vertragsverhältnisses und eine Vereinbarung über die Fälligkeit der Entgelte enthalten sein (§ 21 Abs 2).

In der Realität werden (in den öffentlichen und diesen gleichgestellten Heimen) Heimverträge – trotz rechtlicher Verpflichtung – nicht abgeschlossen.Ein Grund dafür sind auch die hohen Kosten, die durch die Vergebührung der Verträge entsteht. Anders als in anderen Bundesländern gibt es kein eigenes Bewilligungsverfahren. Alle jene Heime, die aber der Oberösterreichischen Alten- und Pflegeheimverordnung unterliegen, stehen unter der Aufsicht des Landes (§ 32 OÖSHG). Zur Regelung von Bewohnerrechten und der Bewohnervertretung s unten.

Für den Bereich der Ausbildung wurde bereits 1992 das Altenbetreuungs-Ausbildungsgesetz erlassen, das auch die Grundlage für die Altenbetreuungs-Ausbildungsverordnung und die Altenbetreuungs-Anerkennungsverordnung darstellt. Darauf wird hier nicht näher eingegangen.

2.4. Kärnten

Das Kärntner Heimgesetz regelt ua Anwendungsbereich, Ziele, Heimvertrag, Bewohnerrechte, Bewilligungsverfahren etc und sieht zur genauen Festlegung personeller Voraussetzungen eine Verordnung der Landesregierung vor. Bauliche und technische Anforderungen, die grundsätzlich dem Stand der Technik entsprechen müssen, sind ebenfalls in einer Verordnung zu konkretisieren (§ 13). Es liegt zwar ein Entwurf für eine Verordnung, die diese Bereiche gemeinsam regeln soll, vor, zu einer Beschlussfassung ist es aber bisher noch nicht gekommen. 

§ 8 determiniert die Pflicht, für jeden betreuungsbedürftigen Bewohner ein Betreuungsdokumentation zu führen.
 Hierbei handelt es sich um eine über die ärztliche Dokumentation hinausgehende Aufzeichnungspflicht. Die Heimträger werden weiters angehalten, die medizinische Grundversorgung (insb auch in bezug auf Medikamente und den Umgang der Bewohner damit; § 11) bei freier Arztwahl (§ 9) sicherzustellen. Die Verpflegung muss den medizinischen Erkenntnissen – über altersgerechte Ernährung – entsprechen (§ 10) und die Hygiene ist durch einen Hygieneplan zu gewährleisten (§ 12). 

Das Kärntner Heimgesetz schreibt grundsätzlich zur Regelung der Rechts-beziehungen zwischen Heimträgern und Heimbewohnern den Abschluß eines schriftlichen Vertrages vor (§ 6 Abs 1). Davon ausgenommen sind aber die Fälle, in denen Behinderte mittels Bescheid in ein Pflegeheim, eine Pflegestation oder ein Wohnheim für Behinderte aufgenommen werden. Es wird nicht etwa die Verpflichtung zum Vertragsschluß in diesen Fällen nur abgeschwächt, sondern gerade in das Gegenteil verkehrt. Ein Vertragsschluß scheint hier prinzipiell nicht vorgesehen („... entfällt der Abschluß eines Vertrages“). 

Die Heimverträge, sowie eventuelle Zusatzvereinbarungen sind schriftlich abzuschließen. Inhaltlich müssen die Vertragsparteien im wesentlichen folgende Punkte regeln (§ 6 Abs 2): die Vertragsdauer, Regelleistungen und Sonderleistungen sowie deren Entgelte, Essens- und Ruhezeiten, die Benützung der Gemeinschaftseinrichtungen, die Haustierhaltung, die Fälligkeit der Zahlungen und den Gerichtsstand. Ebenfalls in den Heimvertrag aufzunehmen, aber inhaltlich zwingend vorgegeben, sind gewisse Kündigungsmodalitäten (§ 6 Abs 2 lit c), auf die hier nicht im Detail eingegangen wird. Während aber der Heimträger nur aus wichtigem Grund den Vertrag kündigen kann, bleibt für den Heimbewohner die Möglichkeit der ordentlichen Kündigung – unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist – gewahrt.
 

Neben verschiedenen anderen Angelegenheiten
 muss in den Heimvertrag ein Geschenkannahmeverbot (§ 6 Abs 2 lit m) aufgenommen werden: Heimträger dürfen sich über das vereinbarte Entgelt hinaus keine Vermögensvorteile – ausgenommen Zuwendungen geringen Wertes oder unter Aufnahme eines Notariatsaktes – versprechen oder gewähren lassen. Ebenso ist im Heimvertrag zu regeln, dass in den Verträgen mit den in der Einrichtung Beschäftigten oder sonst tätigen Personen gewährleistet ist, dass dieses Geschenkannahmeverbot auch für sie gilt. Vom Geschenkannahmeverbot ausgenommen sind Verträge mit Wohnheimen, die Betreuung und Hilfe nur während eines Teiles des Tages anbieten (zB Tageszentren) und Verträge mit Trägern gemeinnütziger Einrichtungen. Zum einen erscheint der Heimvertrag nicht der ideale Ort zur Regelung eines Geschenkannahmeverbotes, zumal die Wirkungen sich hier überwiegend auf am Vertrag nicht unmittelbar Beteiligte (Pflege- und Betreuungspersonal) erstrecken soll. Zum anderen gibt es keinen ersichtlichen Grund, Tageseinrichtungen und gemeinnützige Träger vom Geschenkannahmeverbot auszunehmen. Ebenfalls im Heimvertrag zu regeln sind die Bewohnerrechte, die auch die Mitwirkungsmöglichkeiten der Heimbewohner umfassen ( dazu später.

Die Praxis zum Heimvertrag weicht aber deutlich von den Vorgaben des Kärntner Heimgesetzes ab. Trotz grundsätzlicher Verpflichtung zum Abschluß eines Heimvertrags wird dem nur teilweise entsprochen. 

Das Kärntner Heimgesetz (§ 16) sieht eine Bewilligungspflicht vor. Ua wird vorausgesetzt, dass das erforderliche und geeignete Personal einschließlich eines geeigneten verläßlichen Leiters zur Verfügung“ steht. Die nötige Verläßlichkeit ist aber nicht erfüllt, wenn mehr als zweimal gegen die Verpflichtung zum Abschluß von Heimverträgen verstoßen wurde. Da die geforderte „Verläßlichkeit“ sowohl für Heimleiter, als auch Heimträger ua von diesem Kriterium abhängt, in der Praxis aber kaum Heimverträge abgeschlossen werden, dürften in den meisten Fällen nicht alle Voraussetzungen für eine Betriebsbewilligung erfüllt sein. 

Zur Erfüllung einzelner Voraussetzungen kann aber eine Frist von zwei Jahren eingeräumt werden, die wiederum in begründeten Fällen um zwei Jahre verlängert werden kann. Die Landesregierung kann weiters im Bewilligungsbescheid von der Einhaltung einzelner Verpflichtungen betreffend den vorgegebenen Vertragsinhalt (§ 6 Abs 2 und 3), zu dem auch die Bewohnerrechte gehören, absehen, „wenn durch die Einhaltung dieser Verpflichtungen ein ordnungsgemäßer Betrieb und die Erfüllung der Aufgaben der Einrichtung, insbesondere im Hinblick auf den Grad der Behinderung der Bewohner oder die Aufgabe der Einrichtung zur Eingliederung von Behinderten, nicht oder nur mit verhältnismäßig großem Aufwand möglich wäre und die Interessen der Bewohner und die Ziele des § 2 [Ziele des Heimgesetzes] dennoch gewahrt bleiben“ (§ 16 Abs 11). 

Vor allem bei privaten und gewinnorientierten Betreibern besteht die Gefahr, dass diese den Betrieb aus den verschiedensten Gründen (zB wegen Unrentabilität, Zahlungsschwierigkeiten etc) kurzfristig einstellen wollen, was dazu führen kann, dass eine angemessene Alternativunterbringung in kurzer Zeit nicht möglich ist. Um dem entgegenzutreten, bestimmt § 18 Abs 4 Kärntner Heimgesetz, dass „die beabsichtigte Einstellung oder wesentliche Einschränkung ... der Landesregierung mindestens drei Monate vorher schriftlich anzuzeigen“ ist. 

2.5. Steiermark

In der Steiermark wurde, wie oben angeführt, 1994 das Steirische Pflegeheimgesetz geschaffen, das in Österreich das erste umfassende Gesetzeswerk in diesem Bereich darstellte. Soweit in den anderen Bundesländern Heimgesetze oder, wie in Oberösterreich, eine Heimverordnung bestehen, ist bei diesen regelmäßig eine Verwandtschaft zum Steirischen Pflegeheimgesetz zu bemerken, das seinerseits wiederum Ähnlichkeiten zu einem früheren Salzburger Entwurf und zum deutschen Heimgesetz aufweist. Das Steirische Pflegeheimgesetz regelt ua den Betrieb und die Bewilligung von Heimen, gibt bauliche und technische (ausschließlich für Neu- und Zubauten) sowie personelle Anforderungen vor, verpflichtet zur Führung einer Pflegedokumentation und determiniert die Verschwiegenheitspflicht von Heimträger und Personal (§ 10).
 Die Aufsicht nach dem Pflegeheimgesetz obliegt, im Gegensatz zu den andern Bundesländern,
 den Bezirksverwaltungsbehörden (§ 14). In einem ausführlichen Kapitel werden die Rechtsbeziehungen zwischen Heimbewohnern und Heimträger geregelt. Allerdings wird hier nicht der Heimvertrag an sich geregelt, sondern nur das „Heimstatut“ (also die Heimordnung), das üblicherweise (bei Erfüllung der Inhalts- und Geltungskriterien nach dem ABGB und KSchG) in Form Allgemeiner Geschäftsbedingungen Vertragsbestandteil wird. Zu regeln sind im Heimstatut: das Leistungsangebot, die Eigenmöblierung, die Vergütung im Abwesenheitsfall sowie die Tierhaltung und die Kündigung, wobei wiederum der Heimträger nur aus wichtigem Grund kündigen kann. Zu den Bewohnerrechten und der Bewohnervertretung s unten.

Zur Hebung der Qualität in den steirischen Alten- und Pflegeheimen wurde Anfang 1997 das Steiermärkische Pflegeheimgütesiegel eingeführt, das Heimen auf Antrag durch die Steirische Landesregierung verliehen wird. Voraussetzung ist, dass eine Überschreitung der Mindeststandards erfolgt, die im Pflegeheimgesetz und der darauf basierenden Personalschlüsselverordnung festgelegt sind. Ziel ist es, durch Konkurrenz die Qualität zu heben. Weiters wurde 1998 eine Verordnung zum Sozialhilfegesetz (Tagsatzobergrenzenverordnung) beschlossen, die eine Einteilung der Alten- und Pflegeheime in drei Kategorien vornimmt. Nach diesen Kategorien wird die maximale Höhe der von den Sozialhilfeträgern akzeptierten Tagsätze gestaffelt festgelegt, wobei dann Heime der obersten Kategorie (mit der höchsten Qualität) höhere Tagsätze verrechnen können, als Heime der unteren Kategorien.
 Damit wird auch ein finanzieller Anreiz geschaffen, die Heimqualität zu erhöhen und das Pflegeheimgütesiegel anzustreben.

Die Steirische Personalschlüsselverordnung (VO zum Pflegeheimgesetz) schreibt ein Mindestverhältnis von Pflege- und Betreuungspersonal zu der Bewohneranzahl vor, wobei pro Betreuungsperson maximal zwischen 12 Bewohner (der Pflegestufe 1) und 2 Bewohner (der Pflegestufe 7) in der Einrichtung untergebracht sein dürfen. Wenigstens 80 % des Pflegepersonals muss aus diplomiertem Krankenpflegepersonal, PflegehelferInnen und AltenhelferInnen bestehen (§ 3). Insgesamt soll das Pfelgepersonal zu 20 % aus diplomierten Krankenpflegefachkräften, 60 % Alten- oder PflegehelferInnen und 20 % sonstigem Personal bestehen (§ 4).

Berufsbild und Ausbildung der in der Altenpflege und –betreuung eingesetzten Sozialberufe regelt das Alten-, Familien- und Heimhilfegesetz.

2.6. Burgenland

Das Burgenländische Altenwohn- und Pflegeheimgesetz zeichnet sich durch eine besondere Nähe zum Steirischen Pflegeheimgesetz aus. Ebenso, wie in der Steiermark werden nur Vorgaben für das „Heimstatut“ getroffen, nicht aber für den Heimvertrag selber. Auch die Regelungsinhalte decken sich zum größten Teil. Im Gegensatz zur steirischen Regelung sind auch die Rechte und Pflichten der BewohnerInnen im Heimstatut anzuführen (§ 3 Abs 3 Z 5). Die Konkretisierung einzelner Angelegenheiten erfolgt durch die Altenwohn- und Pflegeheimverordnung 1998. Jeweils ein Abschnitt regelt die personellen, baulichen, infrastrukturellen und energiesparenden Voraussetzungen für Altenwohn- und Pflegeheime. Insbesondere wird bestimmt, dass im Rahmen der pflegerischen Betreuung der Heimbewohner ausschließlich Gesundheits- und Krankenpflegefachpersonal und PflegehelferInnen eingesetzt werden dürfen (§ 22 Abs 1). Die Verordnung gibt zwar einen genauen Personalschlüssel vor, der aber – auch im österreichweiten Vergleich – recht niedrig ausfällt.

2.7. Niederösterreich

In Niederösterreich sind einzelne Bestimmungen zum Heimrecht im Sozialhilfegesetz 2000 (§ 46 ff, LGBl 9200) verankert. Nunmehr bedürfen alle stationären und teilstationären Einrichtungen für pflegebedürftige Personen einer Bewilligung, die nur zu erteilen ist, wenn ua eine fachlich geeignete Person der Einrichtung vorsteht und ausreichend entsprechend ausgebildetes und geeignetes Personal zur Verfügung steht. In einer Verordnung zum Sozialhilfegesetz sind Richtlinien zu erlassen, die für den Betrieb solcher stationärer und teilstationärer Einrichtungen Mindesterfordernisse festlegen (§ 51 Abs 3 NÖSHG). Darin dürfte wohl auch der Heimvertrag zu regeln sein, zumal die Verordnung explizit Vorschriften über die „Beziehung zwischen Einrichtung und betreuten Menschen“ zu enthalten hat. Dieser Verordnung bleiben die wichtigsten Regelungsbereiche und insbesondere deren Konkretisierung vorbehalten. Bisher wurde sie aber noch nicht erlassen.

Die Aufsicht für Einrichtungen, die nicht vom Land selbst betrieben werden, obliegt der Landesregierung. Für die landeseigenen Heime, die immerhin fast 2/3 der Heimplätze anbieten, gibt es keinerlei Regelungen. Aufsicht und Kontrolle sind hier offensichtlich nicht nötig. Dem ist insofern beizupflichten, als die Kontrolle von Landeseinrichtungen durch Landesorgane in der Regel ohnehin ineffizient ist. 

Das Berufsbild und die Ausbildung der Alten-, Familien- und HeimhelferInnen wurde im Alten-, Familien- und Heimhelfergesetz 1996 geregelt.

2.8. Wien

Ähnlich wie in Niederösterreich, werden auch für Wien einzelne Angelegenheiten, die die Errichtung und den Betrieb von Wohn- und Pflegeheimen betreffen, im Sozialhilfegesetz geregelt. Der Entwurf für ein Heimgesetz liegt vor, mit einer baldigen Umsetzung ist aber nicht zu rechnen.
 Die Bestimmungen über die Errichtung und Führung von Pflegeheimen
 (§ 36 WSHG) beziehen sich auf vom Land Wien betriebene Einrichtungen, während im Gegensatz dazu die heimrechtlichen Regelungen in Niederösterreich nur für private Betreiber gelten. Das Wiener SHG bestimmt in § 36 Abs 1, dass das Land im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung Vorsorge für die Errichtung und Führung von Pflegeheimen zu treffen hat. Der innere Betrieb von landeseigenen Pflege- und von allen Wohnheimen ist durch eine Heimordnung zu regeln (§§ 22a Abs 2 und 36 Abs 3), die ua Bestimmungen über Aufnahme- und Entlassungsmodalitäten und in Wohnheimen auch über Mitwirkungsmöglichkeiten der Heimbewohner zu enthalten hat. Baulich-technische und personelle Anforderungen, Bewohnerrechte, der Heimvertrag usw werden ebensowenig geregelt wie in Niederösterreich. Die Aufsicht sowohl über öffentliche als auch private Pflege- und Wohnheime obliegt der Landesregierung (§ 23). Die Höhe der Entgelte in den Wiener städtischen Pflegeheimen wird durch Verordnung bestimmt.

Berufsbild und Ausbildung der HeimhelferInnen werden im Wiener Heimhilfegesetz (WHHG, LGBl 23/1997) geregelt. Während die anderen Ausbildungsgesetze der Länder regelmäßig auch die Ausbildung für AltenhelferInnen bzw AltenfachbetreuerInnen regeln, wird in Wien ein solcher Regelungsbedarf mit dem Argument verneint, dass der Beruf der Altenhilfe ohnehin auf Grund der Lehrpläne des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur anerkannt sei. AltenhelferInnen sind auch ausdrücklich zur Ausübung des Heimhilfeberufes berechtigt (§ 5 Abs 1 Z 4 WHHG).

3. Bewohnerrechte

Bewohnerrechte sind nur in jenen Bundesländern rechtlich verankert, in denen auch ein Heimgesetz oder eine Heimverordnung erlassen wurde. Keinerlei Bestimmungen über besondere, den Heimbewohnern auf jeden Fall zustehende Rechte gibt es demnach in Vorarlberg, Tirol, Niederösterreich und Wien. Bei den anderen Bundesländern ist zu unterscheiden zwischen den Bundesländern, die ein Heimgesetz haben (Kärnten, Steiermark und Burgenland), wo fast gleichlautend relativ umfangreiche Bewohnerrechte festgelegt wurden und den Bundesländern Salzburg und Oberösterreich, die zwar eine Verordnung zum Sozialhilfegesetz erlassen haben, aber mit Bewohnerrechten sehr sparsam umgehen. 

Die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung führt als Bewohnerrechte an:

( das Recht auf jederzeitigen Empfang von Besuchen, wobei aber auf die übrigen Heimbewohner und einen geordneten Heimbetrieb Rücksicht zu nehmen ist (§ 19 Abs 1);

( das Recht auf Nachtruhe von 21 bis 6 Uhr (§ 19 Abs 2);

( das Recht auf die Wahl von bis zu fünf Bewohnervertretern 

(§ 22 Abs 1).

Die Salzburger Richtlinien für Altenheime, Pflegeheime und Pflegestationen bestimmen nur, dass (§ 37)

( die Selbständigkeit und Menschenwürde zu beachten ist und

( die Hausordnung zum Ausdruck bringen soll, dass es sich [beim Heimvertrag] um Vereinbarungen zwischen gleichberechtigten Personen handelt und

( die Bewohner ihre Wohneinheit selbst möblieren können (§ 7).

Bei den Bewohnerrechten zeigt sich die Ähnlichkeit des Steirischen, Burgenländischen und Kärntner Heimgesetzes am deutlichsten. Fast wortgleich werden als Rechte der Bewohner, auf die nicht rechtswirksam verzichtet werden kann, angeführt: Das Recht auf

( höflichen Umgang, persönliche Freiheit und Würde, Privat- und Intimsphäre;

( Einsichtnahme in die Pflege- oder Betreuungsdokumentation;

( Namhaftmachung einer Vertrauensperson, die in wichtigen Belangen zu verständigen ist;

( rasche Behandlung von Beschwerden;

( Ausstellung von Zahlungsbelegen (über Sonderleistungen);

( grundsätzlich jederzeitige Besuchsmöglichkeit;

( Mahl- und Ruhezeiten, die den üblichen Lebensverhältnissen entsprechen;

( angemessenen Zugang zu einem Telefon;

( persönliche Kleidung;

( Beiziehung einer hausexternen Beratung (in Kärnten wird dies konkretisiert: „Recht des Bewohners auf Beiziehung von entsprechend qualifizierten Personen zum Zweck der Behandlung bzw Beratung, insb in psychotherapeutischen, klinisch psychologischen, gesundheitspsychologischen, seelsorgerischen und rechtlichen Angelegenheiten);

( freie Arztwahl (im Burgenland nur auf ungestörte Gespräche mit dem Arzt; § 5 Abs 2);

( Eigene Möblierung der Wohneinheit (nicht in der Steiermark)

( Heimbewohnerversammlungen und die Wahl von Heimbewohnervertretern (nicht im Burgenland)

( Sterbebegleitung durch Angehörige oder andere heimfremde Personen (nur im Burgenland)

Einige dieser Rechte werden nicht etwa erst in diesen landesrechtlichen Regelungen neu geschaffen, sondern stehen ohnehin jedermann zu. Beispielsweise das Recht auf persönliche Freiheit, Würde und Privatsphäre sowie das Recht auf Bewohnerversammlungen ergeben sich schon aus der Verfassung. Trotzdem ist es wichtig, solche Rechte explizit anzuführen, um damit sowohl Heimträger als auch Bewohner über Ansprüche und Verpflichtungen möglichst konkret zu informieren.
 Zusätzlich besteht bei den Grund- und Menschenrechten das Problem, dass sie in der Regel keine Drittwirkung haben, also zwischen Privatpersonen, wie das Heimträger und Heimbewohner sind, keine Anwendung finden. Die Festlegung solcher Rechte auf einfachgesetzlicher Ebene oder auch im Heimvertrag ermöglicht daher neben einer unmittelbaren Anwendbarkeit auch eine einfache Durchsetzung.

Die österreichischen Heimleiter haben sich durch die Unterzeichnung der Europäischen Charta für die Rechte und Freiheiten älterer Menschen in Heimen verpflichtet, grundlegende Interessen der Heimbewohner, insbesondere die Menschenrechte uneingeschränkt zu wahren.

Daneben bedarf es zur Durchsetzung von Bewohnerrechten aber auch einer effizienten – von Heimträger und Heimleiter verschiedenen ‑ Interessenvertretung für die Heimbewohner. Einerseits, weil Heimleiter/Heimträger aufgrund von Eigeninteressen teilweise in ihrer Entscheidungsfreiheit beeinflusst werden und andererseits, weil Heimbewohner oft schwer pflegebedürftig sind und ihre Rechte nicht mehr selber geltend machen können.

4. Bewohnervertretung

Alle Bundesländer – mit Ausnahme von Tirol – sehen vor, dass die Interessen der Heimbewohner (institutionell) vertreten werden müssen, sollen oder können. Grundsätzlich sind dabei drei Stufen der Vertretung zu unterscheiden:

a) die Vertretung der Heimbewohner durch die Patientenanwaltschaft: Niederösterreich, Wien, Vorarlberg und (künftig) das Burgenland;

b) eine Eigen- oder Fremdvertretung auf der Basis des jeweiligen Landesheimrechts: Salzburg, die Steiermark, Kärnten und Oberösterreich;

c) keine Vertretung der Heimbewohnerinteressen: Tirol.

a) Vertretung durch die Patientenanwaltschaft

§ 53 NÖSHG bestimmt, dass die im Niederösterreichischen Krankenanstaltengesetz verankerte Patienten- und Pflegeanwaltschaft „auch die Rechte und die Interessen der Patienten und pflegebedürftigen Menschen in den in Niederösterreich gelegenen Pensionisten- und Pflegeheimen zu wahren und zu sichern“ hat. Von der Vertretung durch die Patienten- und Pflegeanwaltschaft ausgenommen sind folglich alle Heimbewohner, die nicht zumindest pflegebedürftig sind. 

In Wien wird ebenfalls differenziert zwischen „Bereichen des Gesundheits-wesens“ (Krankenanstalten, Pflegeheime etc) und Wohnheimen. Für den ersteren Bereich ist die Sicherung der Rechte und Interessen „der Patienten“ Aufgabe der Wiener Patientenanwaltschaft.
 Für den Bereich der Wohnheime wird den volljährigen, eigenberechtigten Bewohnern – außer in Wohnheimen für geistig behinderte Menschen – die Wahrung ihrer Interessen selber überlassen, indem die Heimordnung zwingend die Mitwirkung durch in geheimer Wahl gewählte Heimvertreter vorzusehen hat. Inhaltlich umfaßt das Mitwirkungsrecht, in allen den inneren Betrieb des Heimes betreffenden Angelegenheiten rechtzeitig informiert und angehört zu werden.

Das Vorarlberger Patienten- und Klientenschutzgesetz (LGBl 26/1999) erstreckt seinen Anwendungsbereich insbesondere auch auf alle bettenführenden Pflege- und Betreuungseinrichtungen. In diesen ist eine Informations- und Beschwerdestelle einzurichten und die Beschwerden müssen innerhalb von zwei Wochen erledigt werden. So wird durch die Einrichtung der Beschwerdestelle vor Ort ein leichter Zugang zur Beschwerdestelle sichergestellt und die schnelle und unbürokratische Bearbeitung forciert.

Für das Burgenland wurde soeben (am 27.4.2000) das Gesundheits- und Patientenanwaltschaftsgesetz beschlossen, das die Interessenvertretung für den gesamten medizinischen (Krankenanstalten, niedergelassene Ärzte, Apotheken etc) als auch den gesamten Bereich der Pflege und Betreuung (Altenwohn- und Pflegeheime, Hauskrankenpflege, teilstationäre Dienste etc) regelt. Es wird voraussichtlich im Sommer (Mitte Juli) in Kraft treten und – rechtlich betrachtet – eine effiziente Grundlage für die Vertretung von alten, pflegebedürftigen und behinderten Menschen bilden. Das Burgenländische Altenwohn- und Pflegeheimgesetz sieht wohl das Recht auf die rasche Behandlung von Beschwerden vor, eine Eigenvertretung durch Bewohnerversammlungen oder -delegationen ist aber bei den Bewohnerrechten nicht angeführt.

b) Heimrechtliche Bewohnervertretungen

Das neue Salzburger Pflegegesetz geht vom Grundprinzip der Selbstvertretung aus. BewohnerInnen stationärer Einrichtungen sollen nach Möglichkeit ihre Interessen selber wahrnehmen (§§ 28 ff). Die Übertragung der eigenen Mitgestaltungsrechte auf einen Dritten ist aber zulässig. Einmal jährlich muss vom Heimträger eine Bewohnerversammlung einberufen werden, deren Zweck es ist über alle bewohnerbezogenen Angelegenheiten zu informieren und beraten. Entscheidungsrechte werden der Bewohnerversammlung nicht eingeräumt. Sie kann aber ein ständiges Organ zur Information und Beratung einrichten, dem die Wahrnehmung der Bewohnerinteressen gegenüber dem Heimträger übertragen wird. Darüber hinaus dient das Seniorenbüro der Salzburger Landesregierung als Anlaufstelle für Beschwerden.

In der Steiermark sieht das Pflegeheimgesetz zwei Möglichkeiten der Vertretung der Heimbewohnerinteressen vor. Gemäß § 4 kann die Landesregierung eine Heimbewohneranwaltschaft (Ombudsmannprinzip) bestellen oder diese auch einem Verein übertragen.
 Obwohl das Steirische Pflegeheimgesetz bereits mit 1.1.1995 in Kraft getreten ist, gibt es bis heute noch keine Heimbewohneranwaltschaft. Allerdings ist man derzeit bestrebt, eine solche – nach Möglichkeit noch im Jahr 2000 – einzurichten. Dazu soll ein eigener Verein gegründet werden, der sich aus den drei größten Seniorenverbänden zusammensetzt. Zusätzlich haben die Heimbewohner jedenfalls das Recht, Heimbewohnerversammlungen abzuhalten sowie Heimbewohnervertreter zu wählen (§ 3 Abs 3 Z 5). Die Einräumung dieses Rechts, das ohnehin jedermann zusteht und nicht erst extra gewährt werden muss, ist aber zu wenig, weil das von den Heimbewohnern ausgehende Aktivitäten erfordert, die aber bei alten und gebrechlichen Menschen idR nicht vorhanden sind. Notwendig wären einerseits Anregungen und organisatorische Unterstützung (zB durch die Landesregierung und die Heimleitungen) sowie inhaltliche Mitwirkungsbefugnisse der Heimbewohnervertretung.

Dasselbe Problem besteht bei der Kärntner Regelung, wonach in den Heimvertrag das Recht der Bewohner aufzunehmen ist, „gemeinsam mit den Mitbewohnern einen Bewohnervertreter oder eine Bewohnerdelegation zur Vertretung der Interessen der Bewohner zu wählen“ (§ 6 Abs 3 lit d). 

Etwas zielführender erschiene an sich die Oberösterreichische Lösung (§ 22 Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung), wonach zwar primär den Heimbewohnern auch nur das Recht zur Wahl von Bewohnervertretern eingeräumt wird, in weiterer Folge aber den Bewohnervertretern als Mitglieder des „Heimforums“ eher die Möglichkeit einer effizienten Interessenvertretung geboten wird, als in den vorangegangenen Regelungen. Die an sich gute rechtliche Regelung wird aber in der Praxis nicht umgesetzt.

c) Keine Bewohnervertretung

In Tirol gibt es keinerlei institutionalisierte Form einer Interessenvertretung für HeimbewohnerInnen. Sie sind nach wie vor ausschließlich auf den „goodwill“ von Heimpersonal und Heimleitung angewiesen. 

5. Perspektiven

Die nunmehr vor zehn Jahren getroffene Erkenntnis, dass alte, pflegebedürftige und behinderte Menschen eines besonderen rechtlichen Schutzes bedürfen, ganz besonders wenn sie in stationären Einrichtungen leben, hat sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene einiges ins Rollen gebracht. Die darauf hin in Angriff genommenen rechtlichen Aktivitäten konnten bisher aber nur zum Teil umgesetzt werden, – der gemeinsame Tiroler und Vorarlberger Entwurf für ein Heimgesetz von 1993 liegt beispielsweise nach wie vor auf Eis –, und die bestehenden Regelungen weisen neben qualitativen Mängeln auch noch beträchtliche Lücken auf. Dennoch ist mit der – durchaus noch nicht zufriedenstellenden – Verbesserung der Rechtslage auch eine finanzielle und faktische Verbesserung in der Betreuung und Pflege der betroffenen Menschen einhergegangen. Vieles gibt es aber noch zu tun:

( Der Bereich der Freiheitsbeschränkungen außerhalb geschlossener Anstalten harrt seit einem Jahrzehnt einer Regelung. Derzeit werden ohne Rechtsgrundlage Freiheitsbeschränkungen in großer Anzahl vorgenommen,
 wobei unbestritten bleibt, dass in bestimmten Fällen solche auch notwendig und sinnvoll sind.

( Die derzeitigen Regelungen der Bewohnervertretungen sind durchwegs nicht zufriedenstellend, weil sie die Wahrung der Bewohnerinteressen nicht umfassend sicherstellen können. Es handelt sich zumeist um Beschwerdestellen, an die sich die Bewohner selber wenden müssen. Notwendig wäre aber ein niederschwelliger Zugang durch regelmäßige Präsenz in der Einrichtung (wie dies etwa in Vorarlberg vorgesehen ist) sowie eine umfassende Unterstützung und Vertretung in allen – zumindest heiminternen – Belangen. 

( Beim Heimvertrag, also der privatrechtlichen Beziehung zwischen Heimträger und Heimbewohner, handelt es sich um Zivilrecht, wofür der Bund kompetenzmäßig zuständig ist.
 Eine Bundesregelung würde es ermöglichen, einheitliche Mindeststandards österreichweit festzulegen und dadurch dem Schutzbedürfnis alter, pflegebedürftiger und behinderter Menschen im Sinne des Konsumentenschutzes Rechnung zu tragen. Am 27.4.200 wurde von der SPÖ der Antrag auf Beschließung eines Bundes-Heimvertragsgesetzes im Nationalrat eingebracht. Auf Grund der politischen Verhältnisse und der Skepsis der Bundesländer darf man an einer baldigen Umsetzung zweifeln.

( Für den zunehmenden Problembereich der Geschäftsfähigkeit bei schweren Erkrankungen bedarf es einer Regelung der Vorsorge- oder Betreuungsvollmacht. Mit einer solchen Vollmacht überträgt eine Person in einer Zeit geistiger Regheit gewisse Rechte auf eine Vertrauensperson. Bei entsprechender geistiger Beeinträchtigung kann dann die genannte Vertrauensperson Vertretungshandlungen für den Aussteller setzen: Diese Vertretungshandlungen betreffen alle Arten von Rechtsgeschäften, bis hin zur Einwilligung in die Krankenbehandlung und zT in freiheitsbeschränkende Maßnahmen. Während diesbezüglich in Deutschland mit dem Betreuungsrechtsänderungsgesetz 1998 Regelungen getroffen wurden, tut sich in Österreich nach wie vor nichts.

Ein Resümee über die Entwicklung des Heimrechts in Österreich kann wohl niemanden vollends zufriedenstellen. Einiges konnte zwar erreicht werden, vieles ist aber ganz auf der Strecke geblieben oder hat in der praktischen Umsetzung seine Effizienz verloren. Zumindest ein Anfang ist gemacht, dem aber noch vieles wird folgen müssen, um dem Anspruch auf Wahrung der Menschenwürde bei der Pflege und Betreuung alter, pflegebedürftiger und behinderter Menschen umfassend gerecht zu werden.

[Im Jahr 2006, nach Anerkennung der Forderungen, siehe Einleitung]:

Television helped make old people not just accaptable, but fashionable; 

there was a spate of marriages between very old and very young partners; 

stamps bearing the portraits of Famous Old People werde issued; 

the Old People‘s Games were instituted;

Julian Barnes
Staring at the sun, 143 f
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* Bei diesem Artikel handelt es sich um eine aktualisierte und leicht erweiterte Version des gleichnamigen Beitrags im Tagungsband Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung 1998, 14.


� Die Expertenkommission zur Erstellung des sog „Lainz-Berichts“ hat festgestellt, dass für Altenwohn- und Pflegeheime, sofern sie nicht unter den Begriff „Krankenanstalten“ zu subsumieren sind, keine gesundheitsrechtlichen Vorschriften bestehen, die medizinische Standards festlegen; EB zum Entwurf für ein Bundes-Pflegeheimgesetz, Bundeskanzleramt, Sektion VI 1.


� Heimgesetz, BGBl I S 1873 idF vom 21.9.1997, BGBl I S 2390; Auch wenn das Heimgesetz nicht vollinhaltlich eingehalten wird, hat es doch zur Verbesserung der Heimsituation beigetragen, s Dahlem/Giese/Igl/Klie, Das Heimgesetz, Loseblattsammlung (1974 ff), Einleitung 15.


� Vgl Barta/Ganner, Überlegungen zum Heimvertrag, JRP 1998, 28 (38).


� Neufassung, LGBl 74/1987.


� VfSlg 13.237, dazu Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938.


� Zur Forderung, den Heimvertrag im KSchG zu regeln, s Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 1997, 86 (93) und Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938 (946).


� § 14, LGBl 59/1992, Verordnung zum Spitalgesetz.


� Nur in den Technischen Bauvorschriften – TBV (LGBl 89/1998; Verordnung zur Tiroler Bauordnung) werden in den §§ 23 und 25 für Krankenhäuser und Pflegeheime einige grundlegende bauliche Vorgaben insb für Heizung und Lüftung, Brandschutz, Fußböden, Stiegen und Gänge, Aufzüge, elektrische Anlagen etc angeführt.


� Für Angehörige des Gehobenen Dienstes und Pflegehelfer besteht die Pflicht zur Pflegedokumentation und Verschwiegenheit ohnehin bereits nach den §§ 5 und 6 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz.


� Vgl die Pflegedokumentation nach § 5 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (BGBl 108/1997), die ausschließlich die Dokumentation der Pflegetätigkeit beinhaltet, während das Kärntner Heimgesetz im Rahmen der Betreuungsdokumentation auch Aufzeichnungen über „betreuungsbezogene Bewohnerwünsche und über die weitere Behandlung dieser Wünsche“ sowie „Aufzeichnungen über die Art der Verpflegung“ vorschreibt.


� Auch wo keine solchen landesrechtliche Regelungen bestehen, steht Heimträgern nur eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund offen, OGH 16.10.1997, 6 Ob 247/97 k = immolex 1998, 38/20; dazu Ganner/Barta, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93 und dieselben (FN � FUSSENDNOTEREF _Ref417905862 \h ��3�) 39.


� Ärztliches Attest über den Gesundheitszustand von Aufnahmewerbern, § 6 Abs 2 lit e; Bekanntgabe von Tariferhöhungen mindestens vier Wochen vor Inkrafttreten, § 6 Abs 2 lit h; Übergabeprotokoll über eingebrachte Einrichtungs- und Wertgegenstände der Bewohner, § 6 Abs 2 lit j; Kaution, § 6 Abs 2 lit l.


� Zur Verschwiegenheitspflicht vgl § 6 Gesundheits- und Krankenpflegegesetz.


� Im Burgenland unterliegen Kleineinrichtungen – dort sind weniger als vier Personen untergebracht – ebenfalls der Aufsicht der Bezirksverwaltungsbehörde (§ 15 Burgenländisches Altenwohn- und Pflegeheimgesetz).


� Die drei Kategorien werden aufgrund eines Punktesystems ermittelt, das die wesentlichen Ausstattungsmerkmale (Bettenanzahl pro Zimmer, Naßzelle und WC, Balkon, Grünflächen, Rufanlage etc) bewertet; § 3 Tagsatzobergrenzenverordnung. Die Höhe der Tagsätze wird aufgegliedert in Entgelte für Unterbringung und Verpflegung sowie in Pflege- und Betreuungskosten. Nur die „Hotelkosten“ differieren je nach Kategorie, wobei die Unterschiede sehr gering ausfallen: Kategorie I: 554,- S/Tag, Kategorie II: 533,- S/Tag, Kategorie III: 511,- S/Tag (§ 2). Für die Pflege und Betreuung werden ebenfalls � für alle Heime einheitliche � Höchstbeträge festgesetzt, die in etwa dem Pflegegeld entsprechen. Die Unterbringung von AIDS- oder psychisch Kranken rechtfertigt einen besonderen Pflege- und Betreuungszuschlag; §§ 4 und 5.


� Einzelne Großeinrichtungen (mit mehreren tausend Plätzen) erfüllen den angestrebten Mindeststandard bei weitem nicht, sodass entweder große finanzielle Investitionen erfolgen oder unverhältnismäßig lange Übergangsfristen eingeräumt werden müßten.


� Sie werden in § 15 Abs 2 WSHG definiert als „Einrichtungen für Personen mit einer Behinderung oder einer unheilbaren Krankheit, welche die Verrichtung des täglichen Lebens nicht selbst vornehmen können und der stationären Pflege und sozialen Betreuung bedürfen“.


� Verordnung zum SHG, LGBl 64/1993 idF 57/1998.


� In der Steiermark muss nur im Heimstatut geregelt werden, ob und in welchem Ausmaß die Eigenmöblierung zulässig ist (§ 3 Abs 2 Z 4).


� Vgl Harris/Klie/Ramin, Heime zum Leben, 1995: Seniorenvertretungen wünschen sich eine Magna Charta für Heime, damit im Detail geklärt wird, welche Rechte und Ansprüche Heimbewohner haben. Es wird nicht der Mangel an Rechten, sondern in erster Linie der Informationsmangel beklagt.


� Vgl dazu Barta/Ganner, Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99, 197.


� Die vom Europäischen Verband für Alters- und Pflegeheimleiter 1993 erstellte Charta fußt auf den Schwerpunkten Lebensqualität, laufende Anpassung der Dienstleistungen, Zugang zur Pflege sowie Flexibilität und Anpassung der Finanzierung. In eigenen Kapiteln werden diese Themenkreise näher erörtert. 


� Gesetz über die Wiener Patientenanwaltschaft, LGBl 19/1992.


� § 22a Abs 2 Z4 WSHG.


� Aufgaben der – ehrenamtlich tätigen – Heimbewohneranwaltschaft wären: a) die Unterstützung der Interessen der Heimbewohner und b) die Hilfestellung bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen über die Pflege und Betreuung. 


� Kein Bundesland sieht bei Bewohnervertretungen unmittelbar eine Mitwirkung durch Angehörige vor, obwohl diese oft die Bedürfnisse und Interessen der Heimbewohner am besten kennen, weil sie sie häufig vorher schon selber gepflegt und betreut haben. Eine Einbindung, jedoch nicht eine alleinige Vertretung durch Angehörige, würde zusätzlich den Kontakt zur Außenwelt verstärken und die Totalität der Institution Heim abschwächen. Nach der Oberösterreichischen Regelung besteht zumindest die Möglichkeit Angehörige zu Sitzungen des Heimforums beizuziehen s unten.


� Vgl dazu den Bericht des Vereins für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft an BM Dr. Nikolaus Michalek im April 1999.


� Vgl Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938 (944 f).
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